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Klartext

Bei nur vier Enthaltungen aus den
Reihen der CDU und SPD konnte
die GLB im Rahmen der Beratun-
gen des Gemeindehaushalts für
das Jahr 2014 ihren Antrag durch-
setzen, dessen zentrale Forderung
lautete: „Die Gemeinde richtet
ein fachbegleitetes Bürgerforum
zur Entwicklung des Büttelborner
Zentrums ein.“ Mit diesem Vor-
stoß möchte die GLB endlich wie-
der Bewegung in die Gestaltung
der Büttelborner Mitte bringen,
denn seit die Gemeinde vor sechs
Jahren das Anwesen Mainzer Stra-
ße 15 direkt neben der Gemeinde-
verwaltung kaufte, ist faktisch
nichts passiert. Es gab zwar eini-
ge Vorschläge, wie man die Immo-
bilie nutzen könnte – als Kultur-
scheune oder für die Unterbrin-
gung des Heimat- und Geschichts-
vereins – aber über das Ideensta-
dium kamen diese nicht hinaus,
da keine seriösen Finanzierungen
genannt wurden. 

Viele Fragen stellen sich, will
man weiterhin die Attraktivität
des Kerns Büttelborns erhalten
und möglichst noch steigern, um
einer erdenklichen Verödung ent-
gegen zu wirken:
• Wie könnte man das Areal zwi-

schen altem und neuem Rat-
haus architektonisch gestalten
und was sagt der Denkmal-
schutz dazu?

• Wie können sich die „kleinen
Geschäfte“ dort halten neben
dem übermächtigen Helvetia-
Park vor den Toren Büttel-
borns?

• Wie stellen sich die Bürger/in-
nen eine lebendiges Zentrum
Büttelborns vor, was sagt der
Gewerbeverein, aber auch ande-
re Interessensverbände wie et-

wa die Generationenhilfe, u.a.?
• Welche Funktionen soll die

„Büttelborner Mitte“ für die
Bürger/innen bereitstellen?

• Braucht es Platz für weiteres
Gewerbe, Geschäfte, Büros,
Wohnen, medizinische Versor-
gung?

• Was fehlt neben dem bestehen-
den Café, den Kneipen/Restau-
rants, dem Bäcker, der Post im
Lantermann, dem Fitness- und
Tanzstudio, dem Optiker, dem
Bonus-Markt, dem Sportfachge-
schäft, den Banken, etc. im Um-
feld?

• Wie viel Platz benötigt die Ge-
meindeverwaltung für zukünf-
tige Aufgaben und für die aus-

gelagerten Teile des Fach-
diensts III (Soziales, Sport, Kul-
tur und Öffentlichkeitsarbeit)?
Ist einer Auslagerung der Feu-
erwehr – z.B. zum Bauhof hin–
finanziell möglich, um Platz zu
schaffen? Oder ist ein Anbau
an das Rathaus die sinnvollere
Maßnahme?

• Was kann/soll/muss sich die
Gemeinde angesichts der Haus-
haltsdefizite und dem Druck
zur Konsolidierung leisten?
Welche Rolle können private In-
vestoren oder auch Baugenos-
senschaften spielen? 

Dies sind nur einige Fragen, die
dringend diskutiert werden müs-
sen. Zur Moderation des nun be-

schlossenen Forums braucht es ei-
ne fachlich versierte Persönlich-
keit, die als Planungsingenieur
oder Architekt den Bürger/innen
beratend zur Seite stehen soll. 

Die GLB spricht sich dafür aus,
alle im Forum genannten Ideen zu
sammeln, zu einem groben Kon-
zept zu verdichten und letztlich
in eine rechtsverbindliche Gestal-
tungssatzung einzubringen, die
bis Ende 2014 verabschiedet wer-
den sollte. Diese Satzung würde
die Rahmenbedingungen beinhal-
ten, in denen anschließend seitens
der Gemeinde gehandelt werden
soll. Mit dem Gemeindehaushalt
2015 könnten dann erste Akzen-
te gesetzt werden. 

GLB setzt „Bürgerforum für
die Büttelborner Mitte“ durch
Die GLB möchte endlich wieder Bewegung in die Gestaltung der Büttelborner Mitte bringen. Viele Fragen stellen sich, will
man weiterhin die Attraktivität des Kerns Büttelborns erhalten. Auf Antrag der GLB richtet die Gemeinde ein fachbegleite-
tes Bürgerforum zur Entwicklung des Büttelborner Zentrums ein.

Auf Antrag der GLB-Fraktion hat
die Gemeindevertretung im De-
zember im Rahmen der Haus-
haltsberatungen für 2014 be-
schlossen, dass im Budget zugun-
sten der Unterhaltung der Feldwe-
ge zusätzliche Mittel in Höhe von
10.000,00 € umgeschichtet wer-
den. 

Hintergrund dieses Antrages
war eine jeweils halbtägige Befah-
rung der Feldwege in allen drei
Ortsteilen, an denen die Ortsland-
wirte, Vertreter der Naturschutz-
verbände sowie Gemeindevertre-
ter und die zuständigen Verwal-
tungsmitarbeiter teilgenommen
haben. Dabei stellte sich heraus,
dass es einen größeren Stau bei

der Instandsetzung und Unterhal-
tung der befestigten und unbefe-
stigten Wege gibt; eine lange Män-
gelliste wurde zusammengestellt,
die geordnet nach Prioritäten in
den kommenden Jahren abgear-
beitet werden soll. 

Des Weiteren soll eine Feldwe-
gesatzung die Interessen aller
Nutzer (Landwirte, Spaziergän-
ger, Radfahrer, u.a.) untereinander
regeln und z.B. das Verursacher-
prinzip bei Beschädigungen der
Wege und Seitenstreifen fest-
schreiben. 

Der Satzungstext wird derzeit in
den Gemeindegremien und mit den
Ortslandwirten beraten, eine Verab-
schiedung soll im Mai erfolgen.

GLB tritt für die Verbesserung der Feldwege in
der Gemeinde ein

Das Bild zeigt den Zustand eines Feldweges in der 
Gemarkung Worfelden nach Befahrung mit schweren LKW

Der von uns konzipierte Grün-
schnabel soll Ihnen einen Einblick
in unser kommunalpolitisches
Wirken geben. Es sind hier haupt-
sächlich aktuelle Themen zu fin-
den, mit denen wir uns als Frakti-
on beschäftigen. Daneben gibt es
in großem Umfang weitere The-
men, mit denen wir uns regelmä-
ßig auseinandersetzen. Es ist der
GLB wichtig, die Bürgerinnen und
Bürger über die politische Arbeit
und unsere Meinung zu den The-
men direkt zu informieren.
• Vielleicht haben wir durch die-

ses Informationsblatt Ihr Inter-
esse an der Kommunalpolitik
geweckt?

• Vielleicht haben Sie beim Lesen
der Artikel das Gefühl gehabt,
dass „die von der GLB“ sich en-
gagiert einsetzen und auch
wirklich etwas tun? 

• Vielleicht haben Sie Lust be-
kommen auch einmal mitzuma-
chen?

• Vielleicht gibt es bestimmte
Themen bei denen Sie sich vor-
stellen könnten, bei uns mitzu-
arbeiten?

• Vielleicht haben Sie das Bedürf-
nis verspürt in eine Fraktions-
sitzung der GLB zu kommen?

Wir freuen uns auf Menschen, die
sich kommunalpolitisch bei uns
einbringen möchten und an einer
Mitarbeit interessiert sind. Zum
ersten Kennenlernen: Die Frakti-
onssitzungen der GLB sind öffent-
lich und Gäste sind immer will-
kommen.

Gerne können Sie auch telefo-
nisch Kontakt mit uns aufneh-
men. Wir freuen uns auf Sie!

In eigener Sache

Politikverdrossenheit?

Nach über zweieinhalb Jahren
Diskussionen um Notwendigkeit,
Standorte, Finanzierung und un-
mittelbar vor Erreichung des Ziels
stehen die Projekte Skate- und
BMX-Anlage in der Gemeinde Büt-
telborn nun offenbar vor dem end-
gültigen Aus. Lärmschutzgutach-
ten stellen die Standorte in Frage.

Die Verwaltung der Gemeinde
Büttelborn hatte die Planung der
beiden Anlagen anscheinend nicht
im Griff. Spätestens als die Anwoh-
ner an der Sporthalle Klein-Gerau
beim Ortstermin vehement wegen
etwaiger Lärmbelästigung auf die
Barrikaden gingen, hätte man
entsprechende Lärmschutzverord-
nungen prüfen müssen. Der Lärm
schien kein großes Problem zu
sein. Argumente wie „soziale Kon-
trolle“ um die Jugendlichen inner-
orts zu integrieren, klingen ja
auch durchaus plausibel.

Die Jugendlichen, die die Anla-
gen angeregt hatten und bei der
Planung geholfen haben, werden
vor den Kopf gestoßen. So können
wir nicht gegen Politikverdossen-
heit bei der Jugend angehen.

Hier sind alle Beteiligten, Ver-
waltung und Kommunlpolitik, ge-
fragt, diese Projekte doch noch zu
ermöglichen. Die GLB hat bereits
beantragt, mögliche Alternativ-
standorte zu prüfen.
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IMPRESSUM

Mit einem klaren Bekenntnis zu
Europa und einer auf mehr Klima-
und Verbraucherschutz gerichte-
ten Politik wollen die Grünen bei
der Europawahl verlorenen Boden
gut machen. Die Partei verabschie-
dete auf dem Parteitag in Dresden
ihr Programm für die Wahl des
EU-Parlaments Ende Mai. 

Parteichefin Simone Peter er-
klärte nach der Abstimmung über
das Programm: „Wir haben ge-
zeigt, dass wir Europa verändern
und verbessern wollen.“ Ökologie
– und damit ein urgrünes Thema
– steht dabei wieder ganz vorne.

Zusammenarbeit bei der
Energiewende

Die Grünen bekräftigen ihr Ange-
bot an die Bundesregierung zur
Zusammenarbeit bei der Energie-
wende. Zugleich kritisierten sie
aber scharf Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) sowie EU-Energiekom-
missar Günther Oettinger. Sie
warfen ihnen vor, den Klima-
schutz auszubremsen, den Aus-
bau erneuerbarer Energien zu
vernachlässigen und klimaschäd-
liche Kohlekraftwerke zu fördern.

Die Grünen sprechen sich dafür
aus, die Verhandlungen der EU mit
den USA über ein Freihandelsab-
kommen vorerst zu beenden und
einen neuen Anlauf für die Ge-
spräche zu nehmen: „Wir fordern
die Aussetzung der Verhandlun-
gen und einen kompletten Neu-
start“, heißt es im Programm. So-
zial-, Umwelt-, Lebensmittel-, Ge-

sundheits- und Datenschutz-Stan-
dards dürften nicht untergraben
werden. Die laufenden Verhand-
lungen kritisieren die Grünen als
„völlig intransparent“.

Beschränkung auf das
Wesentliche

In ihrem Wahlprogramm grenzen
sich die Grünen eindeutig von der
eurokritischen Partei AfD und
Teilen der Linkspartei ab. „Dem
anti-europäischen Populismus
von Rechts und Links stellen wir
eine klare Botschaft entgegen.
Europa ist unsere gemeinsame
Zukunft“. Ko-Fraktionschef Anton
Hofreiter erneuerte das Angebot
der Grünen, bei der Energiewende
mit der großen Koalition an einem
Konsens auch mit den Ländern zu
arbeiten. Konstruktive Zusam-
menarbeit bedeute aber nicht,
dass die andere Seite falsche Vor-

schläge anbiete. Schmutzige
Braunkohle werde weiter geför-
dert und der Ausbau des kosten-
günstigen Windkraft-Stroms ge-
deckelt, kritisierte Hofreiter. „Wir
Grüne sind nicht bereit, absurde
Politik mitzutragen.“ Von der EU
und Deutschland forderte er
„starke Klimaschutzziele“.

Scharfe Kritik übte Hofreiter an
Bayerns Ministerpräsidenten
Horst Seehofer (CSU) und dessen
Äußerungen zum Stromnetz-Aus-
bau. Seehofer sei „schon wieder
ziemlich durchgeknallt“. Erst wol-
le er in Bayern die Windkraft ab-
würgen und jetzt auch den Netz-
ausbau. Dies sei ein „massiver An-
schlag auf die Versorgungssicher-
heit“. Womöglich plane der CSU-
Chef eine Rückkehr der Atom-
kraft: „Diese Politik von Herrn
Seehofer und Konsorten werden
wir nicht durchgehen lassen.“

Europawahl 2014 – Ein klares
Bekenntnis für Die GRÜNEN
Die Grünen streben bei der Europawahl im Mai ein zweistelliges Ergebnis an – und wollen
das mit klassischen Themen schaffen. 

Rebecca Harms & Sven Giegold sind das Spitzenduo der Europaliste. 

Ska Keller, junges Gesicht in Europa

Ska Keller wurde im Jahr 2009 im
Alter von 27 Jahren ins Europäi-
sche Parlament gewählt, wo sie
der Fraktion Die Grünen/EFA an-
gehört. Ska ist 1981 im heutigen
Guben, Brandenburg (ehemals
Wilhelm-Pieck-Stadt Guben, DDR)
geboren. Vor ihrer Wahl ins Euro-
paparlament war sie u. a. Mitglied
im Bundesvorstand der GRÜNEN
JUGEND, Sprecherin der Federati-
on of Young European Greens (FY-
EG) sowie Landesvorsitzende und
frauenpolitische Sprecherin von
Bündnis 90/Die Grünen in Bran-
denburg. Sie bildet mit dem Grü-
nen José Bové aus Frankreich das
grüne Spitzenduo in Europa.

Sie sagt über sich:

Mit meiner Arbeit hoffe ich nichts
weniger, als die Welt zu verän-
dern. Das passiert oft in kleinen
Schritten und man braucht einen
langen Atem. Aber mir ist es wich-
tig, immer klar zu haben, wohin
die Reise geht. Nur wer weiß, was
das Ziel ist, kann auf dem Weg da-
hin Umwege und Trippelschritte
in Kauf nehmen.

Im Europäischen Parlament funk-
tioniert das meiste nur über sol-
che Umwege und Trippelschritte.
Um konkrete Verbesserungen für
Menschen zu erreichen, muss
man Kompromisse eingehen, man
muss Prioritäten setzen und Ent-
scheidungen treffen, deren Trag-
weite sich nicht immer absehen
lässt. Trotzdem finde ich es rich-
tig, auf konkrete Veränderungen
jetzt zu setzen, mögen sie auch
klein sein, und nicht auf die Welt-
revolution zu warten.

Ein Grundsatz meiner Politik
ist, nicht nur darauf zu schauen,

wie man selbst am besten fährt,
sondern immer die Belange ande-
rer Menschen mitzudenken. Ich
verstehe mich als europäische
Abgeordnete, die auch über die
europäischen Grenzen hinweg-
schaut. Ich streite für ein gerech-
tes, faires Europa, das Menschen-
rechte und soziale Gerechtigkeit
nicht nur im Inneren beachtet,
sondern auch bei den Außenbe-
ziehungen.

Für mich ist Europa ein großar-
tiges Projekt, das Potential hat,
nationale Grenzen aufzuweichen
– an den Schlagbäumen und in
den Köpfen. Es ist ein Projekt, das
formbar ist und das von den Men-
schen abhängt, die mitmachen
wollen. Deswegen ist es für mich

zentral, über meine Arbeit und
über das, was in der EU passiert,
zu informieren und Leute zum
Mitmachen anzuregen. 
Nur wenn wir alle uns engagieren
und einbringen wird Europa so,
wie wir das wollen. Und wenn ich
„alle“ sage, meine ich „alle Men-
schen in Europa“. 

Warum die Energiewende mehr politische
Souveränität für Europa bringt
Will Europa mehr politische Handlungsfreiheit, dann müssen wir unsere Abhängigkeit von Energieimporten verringern. Das
gelingt nur mit mehr Erneuerbaren Energien und mehr Klimaschutz.

Nicht nur Deutschland ist abhän-
gig vom russischem Gas. Ganz
Europa hängt am Tropf der Im-
porte von fossiler Energie. Europa
importiert jährlich für eine halbe
Billion Euro Kohle, Öl, Gas und
Uran. 84 Prozent des Ölbedarfs
der Europäischen Union wird au-
ßerhalb ihrer Grenzen gefördert.
Bei Uran sind es 100 Prozent, da-
von kommen 20 Prozent aus
Russland. Bei Erdgas beträgt die
Importquote 45 Prozent.

Deutschland bezahlt für seine
Importe mehr als 90 Milliarden
Euro pro Jahr. Aus Russland kom-
men mehr als 20 Prozent unserer
Steinkohle, 34 Prozent unseres
Erdöls und 31 Prozent unseres
Erdgases. Die Deutschen zahlen
jedes Jahr 33 Milliarden Euro in
die Taschen der russischen Olig-
archie.

Wenn Europa seine Sanktionen
nach der Annexion der Krim
durch die einstige Garantiemacht
Russland stufenweise steigern
möchte, sind die Mittel be-
schränkt. Für wirtschaftspoliti-
sche Sanktionen im Energiebe-
reich fehlt sowohl Glaubwürdig-
keit als auch Effektivität. Beim
Erdöl reichen die deutschen Re-
serven für volle 59 Tage, bei Erd-
gas sind es je nach Witterung 75
bis 80 Tage und sie liegen zum
Teil in Kavernen, die Gasprom ge-
hören. Am ehesten könnten wir
noch den Ausfall der Steinkohle-
Lieferungen verkraften. Zum Teil
sind die Importe nicht entschädi-
gungsfrei zu stoppen, weil langfri-

stige Lieferverträge bestehen oder
die Erschließung vorfinanziert
wurde.

Würde Europa seine Abhängig-
keit von Energieimporten verrin-
gern, könnte es gleichzeitig seine
außenpolitischen Handlungsmög-
lichkeiten erhöhen. Daraus folgt:
Wer mehr politische Souveränität
für Europa will, muss mehr Ener-
giewende, mehr Klimaschutz wa-
gen. Eine konsequente Energie-

wende erhöht unsere politische
Souveränität.

Der Bevölkerung ist Energieun-
abhängigkeit wichtig. Fast 75 Pro-
zent der Bundesbürger streben sie
an. Damit steht sie in der Rangfol-
ge sogar noch höher als der Ato-
mausstieg, den 69 Prozent befür-
worten. Mehr Energieunabhängig-
keit gibt es nur mit weniger Im-

porten, nur mit einem Mix aus
mehr Erneuerbaren, mehr Ener-
gieeffizienz und mehr Energieein-
sparung.

Deutschlands Energiewende ist
ein Beispiel für einen Gewinn an
Unabhängigkeit und Souveränität.
Der stürmische Ausbau der erneu-
erbaren Energien erspart uns
nicht nur jährlich rund 150 Millio-
nen Tonnen Treibhausgase. Er
macht pro Jahr auch Importe im

Wert von 10 Milliarden Euro über-
flüssig. Dieses Geld trägt in
Deutschland zur Wertschöpfung
bei, es stärkt weder Putin noch
den saudischen König Abdallah.
Setzen wir unsere Klimaschutz-
und Ausbauziele für die Erneuer-
baren ambitioniert um, so könn-
ten wir bis 2020 weitere 50 Milli-
arden Euro sparen. Das ist die

Hälfte der heutigen Importrech-
nung.

Die Energiewende war bisher
nur eine Stromwende. Der Wärme-
bereich ist außen vor geblieben.
Gas wird bei uns zu mehr als 90
Prozent für Wärmebereitstellung
verbrannt. Wer sich vom russi-
schen Gas unabhängig machen
will, muss endlich ein anspruchs-
volles Programm zur Gebäudesa-
nierung auflegen und einen Ener-
giesparfonds für Investitionen in
der Industrie einrichten.

Und wer unsere Ölimporte
mindern will, der darf nicht wie
Frau Merkel in Brüssel anspruchs-
volle Verbrauchsobergrenzen für
Autos blockieren, im Dienst von
BMW. Er muss den Verbrauch der
gesamten Kfz-Flotte schneller
senken und auf Elektromobilität
setzen.

Wir brauchen anspruchsvolle
Klimaschutzziele, Ausbauziele für
Erneuerbare wie für Energieeffi-
zienz für die EU – unterlegt mit
verbindlichen Zielen für jeden ein-
zelnen Mitgliedstaat. Dem verwei-
gern sich Kommission und Rat,
Deutschland und Polen vorneweg.

Dabei ist dies eine Frage euro-
päischer Souveränität. Will Europa
mehr politische Handlungsfrei-
heit, dann müssen wir unsere Ab-
hängigkeit von fossilen Energieim-
porten verringern. Das gelingt
nur mit mehr Erneuerbaren Ener-
gien und mehr Klimaschutz.

Zusammenfassung eines Gastbei-

trags von Jürgen Trittin in der FAS
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Die Vorgaben, wie Kinderbetreu-
ung auszusehen hat und welche
Maßnahmen die Kommunen zu
ergreifen haben, kommt vom
Bund. Umsetzen müssen es die
Gemeinden. Mit wenig finanziel-
len Hilfen haben sie die Lasten zu
schultern. 

Logische Gründe für Vorgaben

Keinesfalls sollen hier die Ideen
schlecht geredet werden. Selbst-
verständlich macht es Sinn, jungen
Familien rasch die Möglichkeit zu
geben, so schnell wie gewünscht
wieder ins Arbeitsleben zurück zu
kehren. Oft ist dies einfach wirt-
schaftlich erforderlich, oder beruf-
lich – weil man durch zu lange Ab-
wesenheit befürchten muss den
Anschluss zu verlieren. Und nicht
zu vergessen: Deutschland
braucht wegen der demografi-
schen Entwicklung Einzahler in die
Sozialkassen. Und natürlich muss
es auch Regelungen wie Gruppen-
größen, Anzahl der Erzieherinnen
pro Gruppe, Pädagogik, usw. bis
hin zu Gebäudestandards geben. 

Für Berufstätige sind natürlich
auch flexible Öffnungszeiten der
Kitas notwendig. Müßig aufzuzäh-
len, was die Kommunen noch al-
les zu erfüllen haben. 

Einheitliche Regelungen fehlen 

Die Information ist nicht neu,
aber nach wie vor interessant: Je-
des Bundesland und Kommune
trifft eigene Regelungen. Nicht
nur unser Nachbarland Rhein-
land-Pfalz kommt für die Grund-
betreuungszeiten auf. Hessen, tut
dies bekanntlich nur imletzten
Kindergartenjahr. Hessen zahlt in
den Länderfinanzausgleich ein,
Rheinland-Pfalz erhält aus diesem
Topf Geld.

Die Kommunen haben eben-
falls unterschiedliche Sätze. Groß-
Gerau und Mörfelden-Walldorf
staffeln nach Familieneinkom-
men. Manche Gemeinden berech-

nen Pauschalsätze egal für welche
Uhrzeit, Büttelborn rechnet die
einzelnen Tagesstunden unter-
schiedlich ab.

Gebühren in Büttelborn im
Vergleich zu anderen
Kommunen hoch

Im Dezember wurde also der
Beschluss in der Gemeindevertre-
tung für eine weitere Erhöhung
gefasst. Die GLB stimmte aus fol-
genden Gründen dagegen: Waren
sich die Fraktionen bei der Erhö-
hung im Krippenbereich (unter 3-
jährige) noch einig, gingen die
Meinungen bei den älteren Kin-
dern auseinander. Nach der Ge-
bührenerhöhung im Sommer
2012 von 90 auf 99€ pro Monat
für die Grundbetreuungszeit

(8.00-12.00 Uhr), wurde nun zum
1. Januar 2014 auf 108€ erhöht.
Das ergibt eine prozentuale Stei-
gerung von 20% innerhalb von
noch nicht einmal 1½ Jahren. Die-

ser Prozentsatz steht in keinem
Verhältnis zu den Einkommens-
zuwächsen. Die GLB wollte eine
moderate Erhöhung, doch beide
andere Fraktionen beharrten bei
ihrer Entscheidung auf einer Ver-
einbarung, wonach 25% der Kita-
kosten von den Eltern (Rest von
der Kommune) zu tragen sind.
Dieser Beitrag, auf die Gebühren-
satzung der Stadt Mörfelden-Wall-
dorf übertragen, ist dort von El-
tern zu zahlen, deren Einkommen
über 6000€ beträgt. 

CDU und SPD nicht zu
Kompromissen bereit

Hatten Gemeindevertreter aller
Fraktionen noch im Sommer 2012
Sonderschichten eingelegt um zu
einer maßvollen Gebührenanpas-

sung zu finden, bildete sich jetzt
eine GroKo, die zu keinen Kompro-
missen bereit war. Insbesondere
von der SPD-Fraktion hätte man
seitens der GLB mehr Gesprächs-
bereitschaft erwartet. Interessant
ist in diesem Zusammenhang (we-
nige Wochen nach der Abstim-
mung der Gemeindevertretung)
doch die Aussage des SPD-Frakti-
onsvorsitzenden beim Neujahrs-
empfang seiner Partei (Quelle
Groß-Gerauer Echo 10.02.2014):
Nach der verlorenen Bürgermei-
sterwahl muß die SPD akzeptieren,
daß mit Andreas Rotzinger ein
CDU-Politiker auf dem Chefsessel
im Rathaus sitzt. „Der sozialpoliti-
sche Gedanke ist verschwunden“,
wirft Sporck dem neuen Bürger-
meister vor: „Vielmehr liegt der Fo-
kus nun auf der Betriebswirt-
schaftlichkeit der Gemeinde.“ 

Neue Lösungen müssen
gefunden werden

Die 25%-Vereinbarung liegt viele
Jahre zurück. Wenn sich mehr
und mehr bestätigt, dass diese
daraus resultierenden Summen
für junge Familien nur noch
schwer zu leisten sind, sollte
man sich auf andere Faktoren zur
Gebührenerhebung verständigen.
Sicherlich hat die Gemeinde Büt-
telborn ein Haushaltsdefizit, den-
noch darf man die Eltern finan-
ziell nicht überfordern. Hier sind
neben Gemeindevorstand und
Verwaltung, auch die Fraktionen
gefordert. Und auch die Elternbei-
räte müssen einbezogen werden.
Man sollte bald damit anfangen
um nicht unter Zeitdruck zu gera-
ten – denn nach dem „alten Be-
rechnungsmodus“ wird auch im
Jahr 2015 mit deutlichen Erhö-
hungen zu rechnen sein.

Kindergartengebühren – wie hoch ist
angebracht – wie hoch ist zumutbar?
Zum 1. Januar diesen Jahres mussten Eltern in Büttelborn wieder tiefer in die Tasche greifen. Nach der Erhöhung zum Ok-
tober 2012 folgt jetzt die nächste Erhöhung und ein Ende ist nicht abzusehen – sofern nichts Außergewöhnliches geschieht. 

GLB übernimmt Patenschaft für Stolperstein in Klein-Gerau
Die Erste Vorsitzende Ute Kroiß hat stellvertretend für die GLB die Patenschaft für den Stolperstein für Johanna Hirsch in der Hauptstraße 32 übernommen

Zur Erinnerung an das Schicksal der jüdischen Bevölkerung in Klein-Gerau während der Nazi-Terrorherr-
schaft verlegte der Kölner Künstler Günther Dennig in der Hauptstraße 32 Gedenksteine für die Familie
Kugelmann und Johanna Hirsch. Die Familie Hirsch lebte seit Generationen in Klein-Gerau, Willi Kugelmann
kam durch Heirat mit einer Tochter der Familie nach Klein-Gerau. Da die Familie seit 1936 ständig von
den Behörden unter Druck gesetzt wurde, beschloß man 1937 nach Amerika zu fliehen. Dadurch entging
die Familie glücklicherweise dem Holocaust und überlebte. Fred Kugelmann besuchte 1992 seine alte Hei-
mat Klein-Gerau.

Liebe Hundehalter/innen, seit
dem 1. Januar 2014 gibt es eine
neue Hundesteuersatzung in der
Gemeinde Büttelborn. Tierheim-
hunde können auf Antrag für 3
Jahre befristet von der Hunde-
steuer befreit werden. Damit ha-
ben die Gemeindevertreter auf In-
itiative der GLB ein (zumindest
kleines) Zeichen für den Tier-
schutz gesetzt.

Aber nicht alle Bürgerinnen
und Bürger finden diese neue Re-
gelung gut. Es wird befürchtet,
dass es zukünftig mehr Hunde in
Büttelborn geben wird und sich
damit auch die Probleme von
Hundekot und freilaufenden Hun-
den verstärken werden.

Ich möchte deshalb alle
Hundehalter/innen bitten:

Gehen Sie verantwortungsvoll mit
Ihrem Hund und auch mit Ihren
Mitmenschen um.

Lassen Sie Ihren Hund nicht auf
Bürgersteige, Wege und in öffent-
liche Anlagen sein „Geschäft“ ma-
chen. Falls doch einmal, dann ent-
fernen Sie den Hundekot mit ent-
sprechenden Hilfsmitteln.

Auch auf bepflanzten Ackerflä-
chen, gerade bei Gemüse, Salat
oder ähnlichem Anbau, hat Hun-
dekot absolut nichts zu suchen.

Lassen Sie Ihren Hund nicht
von der Leine, wenn fremde Men-
schen, insbesondere Kinder, in
der Nähe sind. Es gibt Menschen,
die haben Angst und empfinden
freilaufende Hunde als Bedro-
hung.

Achten Sie in Feld und Wald
darauf, dass Ihr Hund nicht freile-
benden Tieren nachsetzt. Diese
Tiere brauchen Ihre Energie zum
Überleben in der Natur.

Bitte nehmen Sie Rücksicht! 

Nur dann kann Tierschutz für al-
le akzeptabel werden.

Ihre Ute Kroiß

Hunde und
Verantwortung
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Immer wieder wird man von Bür-
gern angesprochen, die uns vor-
halten, dass wir gegen den Rosen-
sonntagsumzug in Büttelborn sei-
en. Dazu ist einiges richtig zu stel-
len.

Eine Kommune hat Pflichtauf-
gaben (wie z.B. Kindergärten, Stra-
ßenunterhaltung, Friedhöfe etc.),
Auftragsangelegenheiten (wie z.B.
Durchführung von Wahlen, Stra-
ßenordnungsdienst , Ausstellung
von Pässen und Ausweisen u.ä.)
sowie freiwillige Aufgaben (Unter-
stützung von Vereinen, Bereitstel-
lung von Sportanlagen und Büche-
reien u.ä.) zu erfüllen.

Nun ist ja allenthalben be-
kannt, dass die der Kommune zur
Verfügung stehenden Gelder seit
einigen Jahren nicht mehr ausrei-
chen. Die Verantwortlichen in den
Kommunen hatten damit gerech-
net, dass dies nur ein vorüberge-
hendes Problem sei und haben
sich die fehlenden Gelder auf dem
Geldmarkt besorgt. Sie haben sich
damit zum Teil sehr hoch ver-
schuldet. Der Schuldendienst der

Kommune Büttelborn beträgt z.
Zt. zwischen 7 und 8 Millionen
Euro. Pro Einwohner beträgt die
Verschuldung ca. 550€. Nachdem
sich in den vergangenen Jahren
gezeigt hat, dass trotz zum Teil
drastischer Gebührenerhöhungen
die Verschuldung nicht zurück-
geht, sondern im Gegenteil sogar
ansteigt, macht man sich bei den
politisch Verantwortlichen Ge-
danken darüber, wo man eigent-
lich noch sparen könnte.

Dazu hat auch der Landrat in
einem Begleitschreiben zur Haus-
haltsgenehmigung des Jahres
2014 hingewiesen. Dabei liegen
natürlich die Ausgaben für freiwil-
lige Aufgaben besonders im Blick-
punkt. Andere Kommunen müs-
sen dann, wie allgemein bekannt,
Schwimmbäder und Büchereien
schließen. Dies führt zu erhebli-
chen Protesten in der Bevölke-
rung. Soweit sind wir in Büttel-
born zum Glück noch nicht. Aller-
ding lässt auch der Zustand von
einigen Straßen und Wegen zu
wünschen übrig.

Die Gemeinde Büttelborn wen-
det nun für die Durchführung des
Rosensonntagsumzugs und für
die nachfolgende Reinigung der
Straßen einen Betrag von 25.000€
auf. Dieser Betrag ist in den letz-
ten Jahren auf diese Höhe ange-
stiegen und sollte noch weiter
steigen. Die GLB hat sich dafür
ausgesprochen, diesen Betrag auf
der Höhe von höchstens 25.000€
zu belassen oder gar eher zu sen-
ken. Vielleicht könnte das durch
eine Veränderung beim Auswer-
fen und einer Verringerung der
Verunreinigung der Straßen er-
reicht werden. Die Besucher des
Rosensonntagsumzugs sollten in
diese Überlegungen mit einbezo-
gen werden. Der Phantasie sind
dabei keine Grenzen gesetzt. Al-
lerdings sollten sich die Verant-
wortlichen des Sport- und Kultur-
rings Büttelborn auch einmal dar-
über Gedanken machen, ob sie
nicht die Eintrittsgebühr für den
Rosensonntagsumzug erhöhen
sollten, um die öffentlichen Kas-
sen nicht noch mehr zu belasten.

GLB gegen Rosensonntagsumzug?
Ist ein hoher Zuschuss zum Rosensonntagsumzug in Büttelborn vor dem Hintergrung lee-
rer Kassen und dem daraus resultierenden Sparzwang noch zu verantworten?

Im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen im Februar 2013 hatte die
GLB die Einrichtung eines noch zu
schaffenden Fachdienstes „Um-
welt und Energie“ beantragt und
zusammen mit den Stimmen der
CDU durchgesetzt. Die GLB sprach
sich dafür aus, die Kompetenzen
der Gemeindeverwaltung in den
Themenfeldern Naturschutz, Forst-
wirtschaft, Landwirtschaft und (re-
generative) Energien umfassend
zu verstärken und zu bündeln. 

Viele konkrete Themen warten

auf Bearbeitung: Die energetische
Sanierung der gemeindeeigenen
Gebäude und Häuser; die Umset-
zung von Energieprojekten wie
der Aufbau von PV- und BHKW-
Anlagen sowie von Nahwärmenet-
zen mit dem Ziel konsequenter
Kosten- und CO2-Einsparung; die
Organisation, bzw. Durchführung
von Energieberatungen; die ökolo-
gische Bewirtschaftung des Büttel-
borner Walds bei gleichzeitigen
Kosteneinsparungen („Modell
Rüsselsheim“); die Betreuung der

Naturschutzflächen im Süden Büt-
telborns und die Vernässungspro-
blematik dort, der Ausbau des Öf-
fentlichen Nahverkehrs und zu-
künftige Mobilitätskonzepte in
der Gemeinde.

Zum 1. Dezember 2013 wurde
nun die Stelle besetzt. Die GLB
wünscht Markus Ketelaer, der zu-
vor schon bei der Stadt Ingelheim
im gleichen Themenfeld Erfahrun-
gen sammeln konnte, gutes Gelin-
gen bei seiner neuen Aufgabe in
Büttelborn!

Fachdienst Umwelt und Energie in
der Gemeindeverwaltung etabliert

Neue Urnenwand in Worfelden kommt
Nachdem sich der Gemeindevorstand zunächst abwartend verhalten hatte, kommt nun doch
die neue Urnenwand auf dem Worfelder Friedhof.

Die neue Urnenwand in Worfel-
den, um deren Standort es lange
Auseinandersetzungen wegen der
Umbettung eines Familiengrabes
gegeben hatte, wird demnächst
errichtet. 

Damit hat die Praxis, dass Wor-
felder ihre Toten in Klein-Gerau

bestatten mussten, wenn eine Ur-
nenbeisetzung gewünscht war, ein
Ende. Auf dem Worfelder Friedhof
waren zu diesem Zeitpunkt be-
reits alle Urnennischen belegt. 

Die GLB hat durch beharrliches
Nachfragen und verschiedene In-
itiativen in den Ausschüssen und

im Gemeindevorstand dazu beige-
tragen, dass die Lücke auf dem
Worfelder Friedhof geschlossen
wird. Ein schon ins Auge gefasster
Verzicht auf die Urnenwand wäre,
vor dem Hintergrund der jahre-
langen Auseinandersetzungen,
ein schlechter Witz gewesen.

Neue Gesichter
bei der GLB
Bedingt durch den Wechsel zum
Studienort Darmstadt hat Theresa
Paul ihr Mandat für die GLB in der
Gemeindevertretung Büttelborn
niedergelegt. Wir danken Theresa
für Ihre Arbeit in der Gemeindever-
tretung und im Bau-, Planungs- und
Verkehrsausschuss und wünschen
ihr für die Zukunft alles Gute.

Nachgerückt für Theresa ist Dieter
Schulmeyer, Gründungsmitglied
der GLB. Er vertritt die Fraktion im
Bau- Planungs- und Verkehrsaus-
schuß. Wir wünschen ihm für die
politische Arbeit in Büttelborn al-
les Gute.

Stefan Paul hat berufsbedingt
sein Mandat in der Gemeindever-
tretung und im Ausschuss für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft
und Forsten niedergelegt. Wir
danken Stefan für die geleistete
Arbeit und wünschen ihm für die
Zukunft alles Gute.

Stefans Aufgaben in der Gemein-
devertretung übernimmt Therese
Best. Nachrücker für den UELF-
Ausschuß ist Peter Best, der für
die GLB bisher schon Mitglied in
der Gemeindevertretung war.

Wir wünschen Peter und There-
se Best für die politische Arbeit in
Büttelborn alles Gute.

Stefans Pauls Aufgaben als Erste/r
Vorsitzende/r hat die ehemalige
Bürgermeisterkandidatin der GLB
Ute Kroiß übernommen.

Neuer zweiter Vorsitzender ist
Andreas Barthel. Die Kasse ver-
sieht schon seit einiger Zeit Horst
Twardawa, der Alfred Reinheimer
abgelöst hat.

Dieter Schulmeyer

Therese Best

Ute Kroiß

In seinem Schreiben an die Ge-
meinde Büttelborn zur „Genehmi-
gungen der Haushaltssatzung
2014“ vom 19.02.2014 fordert
Landrat Thomas Will (SPD) den
Gemeindevorstand auf: „In Anbe-
tracht des oben dargestellten sehr
hohen und ständig ansteigenden
Plandefizits im KiTa-Bereich soll-
te aber eine weitere spürbare Ge-
bührensteigerung in Erwägung
gezogen werden, um das Ziel ei-
nes Haushaltsausgleichs späte-
stens im Jahr 2020 nicht zu ge-
fährden.“ 

Das sind schon recht unge-
wöhnliche Töne für einen Sozial-
demokraten, rangieren die KiTa-
Gebühren in Büttelborn doch in
der Spitzengruppe im Kreis Groß-
Gerau. Immerhin stärkt er der lo-
kalen SPD damit den Rücken, die
die KiTa-Gebührenerhöhung von
mehr als 10% im letzten Novem-
ber zusammen mit der CDU-Frak-
tion gegen die Stimmen der GLB
durchsetzte. 

Junge Familien dürfen sich so-
mit im kommenden Jahr auf wei-
tere Mehrkosten gefasst machen.

Landrat Thomas Will
(SPD) empfiehlt Büt-
telborn weitere spür-
bare KiTa-Gebühren-
erhöhungen!

GLB Termine
GLB-Gemarkungsradtour

Am 24. Mai findet die diesjährige
GLB-Gemarkungsradtour statt.
Nachdem im letzten Jahr der
Schwerpunkt auf der Gemarkung
Büttelborn lag, wollen wir uns in
diesem Jahr den Ortsteilen Klein-
Gerau und Worfelden widmen. In-
teressierte Ortsbürger sind herz-
lich eingeladen. Die genaue Uhr-
zeit und den Treffpunkt entneh-
men Sie bitte der Tagespresse
oder unserer Netzseite (s.u.).

Fraktionssitzungen

Montag  07. 04. 2014  20:00 Uhr
Montag  05. 05. 2014  20:00 Uhr
Montag  19. 05. 2014  20:00 Uhr
Montag  02. 06. 2014  20:00 Uhr
Montag  16. 06. 2014  20:00 Uhr
Montag  30. 06. 2014  20:00 Uhr
Montag  14. 07. 2014  20:00 Uhr
Montag  28. 07. 2014  20:00 Uhr
— Sommerpause —
Montag  08. 09. 2014  20:00 Uhr
Montag  22. 09. 2014  20:00 Uhr
Montag  06. 10. 2014  20:00 Uhr
Montag  20. 10. 2014  20:00 Uhr
Montag  03. 11. 2014  20:00 Uhr
Montag  17. 11. 2014  20:00 Uhr
Montag  01. 12. 2014  20:00 Uhr

Alle Fraktionssitzungen der GLB
sind öffentlich und finden in der
Alten Schule Klein-Gerau (Hinter-
gebäude, Erster Stock) statt. Inter-
essierte Bürgerinnen und Bürger
sind herzlich eingeladen. 

Jahreshauptversammlung

Unsere diesjährige Jahreshaupt-
versammlung findet am Montag,
dem 15. 12. 2014 um 20 Uhr in
der Alten Schule Klein-Gerau statt.

Internet

Informationen über die GLB und
zum Stimmverhalten der Fraktion
finden Sie auf unserer Netzseite
www.glb-im-web.de. 


